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GIOVANNA DAVERIO ROCCHI 

Formen der politischen Betätigung des athenischen Bürgers 
in der klassischen Zeit* 

Es ist wohl bekannt, daß Athen eine unmittelbare Demokratie war, weil der Demos 
die Souveränität ohne die Vermittlung repräsentativer Organe ausübte (öT\~o<; <> 

KUpto<;). Als höchste Staatsgewalten waren politische, gesetzgebende und richterliche 
Gewalt dem Demos übertragen, der sie durch Versammlungsorgane verwirklichte: 
diese waren die Volksversammlung (EKKA,llO'ia) für politische Beschlüsse und der 
Volksgeri htshof (~A,laia tWV ÖlKaotllpirov) für richterliche Ent cheidungen 1. 

Nacb Aristoteles, Politika 1112 ist die Möglichkeit, . ein Recht als Mitglied der 
EKKA,1l0ia und des Gerichtshofs auszuüben, das wesentlichste Grundrecht des Bür­
gers, das am besten in der Demokratie verwirklicht wird. Dabei wissen wir, daß politi­
sche und richterliche Gewalt in Athen zwei untrennbare Elemente der Souveränität 
des Demos waren, der damit für die Aufsicht über die Beamtenschaft zuständig war. 

* Dieser Text ist die schriftliche Fassung des Vortrags, den ich am Institut für Alte Ge­
schichte, Altertumskunde und Epigraphik der Universität Wien gehalten habe. Ich möchte dem 
Kollegen und Freund P. Siewert meine Dankbarkeit für die Einladung und für den Empfang 
während meines Aufenthalts in Wien ausdrücken. Mein herzlicher Dank richtet sich auch an 
den Vorstand des Instituts, E. Weber, an Luciana Aigner Foresti und an HelTn H. Taeuber, die 
mir weitere wertvolle Anregungen und Erinnerung vermittelten . 

1 Vgl. P. J. Rhodes, A Commentary on the Aristotelian A/henaion Politeia, Oxford 1981, 
318, 545; Ders., ludicial Procedures in Fourth Century Athens: IlIlprovement 01' Simply 
Change?, in W. Eder, (Hg.), Die athenische Demokratie im 4. Jahrhundert v. Chr. Vollendung 
oder Ve/fall einer Verfassungsreform?, Stuttgart 1995, 303-319; J. Bleicken, Die athenische 
Demokra/ie. Padcrborn u. a. 1986, 18lff.; M. Ostwald, Frol.1l Popular Sovereignty to the So­
vercigllly of u/II'. 'oeiety and Politics in 5 th Cen/ury At/u!IIs, Berkeley u. a. 1986. 13lf.; R. K. 
Sinclair, Democracy and Participation in Athens, Cambridge u. a. 1988, 70-71 u. passim; J. 
Ober, Mass and Elite in DenlOcratic Athen.~. Rhetoric, Ideology, and the Power ofthe People, 
Princeton 1989, 141f.; R. M. Errington, 'EICl(}.,r/cyla ICvpla in Athens, Chiron 24 (1994) 135-
160; D. Musti, Demokratfa.Origini di un'idea, Roma, Bari 1995, 194f.; S. Hornblower, Crea­
zione e sviluppo delle istituzioni democratiche nell 'antica Grecia, in: J. Dunn (Hg.), La de­
mocrazia. Storia di un 'idea poli/ica dal VI secolo a. C. ad oggi, Padova 1995 , 23-39. P. J. 
Rhodes, Ekklesia kyria and the Schedule of Assemblies in Alhells, Chiron 25 (1995) 187-203. 
Dagegen behauptet M. H. Hansen die Trennung der Gewalten zwischen EKKA,l1cria und ~A,t<Xia. 
Seine Theorie hat er in vielen Abhandlungen entwickelt, ausführlicher in: Demos, Ecclesia and 
Dikasterion in Classical Athens, GRBS 19 (1978) 127-146 = The Athenian Ecclesia: a Collec­
lion of Arlicles, 1976-83, Copenhagen 1983, 139-150 und addenda 159-160; The Athenian 
Assembly in the Age of Demos/henes, Oxford 1987, 96-97, 102-107. V gl. aber J. Ober, Rezen­
sion zu Hansen, Athenian Assembly, in CPh 84 (1989) 87 und Hansens Antwort, Demos, Ek­
klesia and Dikasterion. ARepi)' to Martin Ostwald and losiah Ober, Class.&Med. 40 (1989) 
101-106. 

2 Aristot., Pol. III 1275a 22-1275b 7. 
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Eine ähn liche Vor lellung i t in dem Fragment eines sokratischen Dütlogs ausge­
drückt, der die Regierung, formen von Athen und parta unterscheidet3: er v 19ci5 .. IlEv 
nOAAot, E[ !(Ei] OE OAtyot dcrtv 01 n[ OAt}rEUOIlEVot Kat OtK[ ciSOV lr:EC;. 

Durch die der Volksversammlung und den Geschworenengerichten übertragene 
Amtskontrolle (oOKtllacrta)und Rechenschaftsabnahme (Eü8uvat) wurden die Amts­
träger vor ihrem Antritt, während ihrer Amtszeit und nach der Niederlegung des Am­
tes mehrfach überprüft. Die Kontrolle der Volksversammlung über die Beamten bildet 
ein Wesens merkmal der Souveränität des Volkes. Zusammen mit der Ämtererlosung 
wurde diese Kontrolle als Kennzeichen der Demokratie schon von den Zeitgenossen 
geschätzt. In seiner bekannten Verfassungsdebatte im dritten Buch4 vervollständigt 
Herodot die Merkmale der demokratischen Verfassung dadurch, indem er der Regie­
rung durch die Volksversammlung und der Ämtererlosung die Rechenschaftspflicht 
(Eü8uvat) am Ende der Amtszeit hinzufügt. 

Die Praxis der Prüfungen vor, während und nach der Amtszeit führt die mit dem 
öffentlichen Amt verknüpfte individuelle Verantwortung als Kategorie einer direkten 
Demokratie ein5. Es handelt sich bei dieser individuellen Verantwortung um ein 
Thema, das die politische Empfindlichkeit der athenischen Bürger schon im 5. Jh. un­
angenehm berührt. Diesbezüglich findet man in der Tragödie und in der Komödie ge­
nügend Hinweise. Ein Jahrhundert später behauptete Aischines in der Rede Gegen 
Klesiphon, nichts sei in Athen frei von Prüfungen, und Aristoteles tadelte oligarchi-
che R gierungsformen, weil deren oberste Amt 'inhaber ihre Amtsführung nicht 

durch ein Rechen. chaftspflichl p rsönlich verantworten mußten6. 
Andererseits entspricht der individuellen Verantwortung einer Amtsführung keine 

formale Kontrolle der Person und ihrer Tätigkeit in einem beschließenden und 
richtenden Gremium versammelter Bürger. Dies hat wieder Aristoteles als ein We­
sensmerkmal der athenischen Demokratie erkannt, wenn er schreibt7 : die Bürger sind 
nicht rechenschaftspflichtig (ihEpov doo<; OTJIlOKpa'da<; 1:0 IlE1:EXEtV änav1:a<; 1:01><; 
1toAi1:a<; ÖcrOl avum:u8uvOl K1:A.). In der Folge fügt der Philosoph hinzu: wo das Volk 
Alleinherrscher ist, werden die meisten, nicht als einzelne Personen, sondern als Ge­
samtvolk die Souveränität erreichen (Ilovapxo<; yap 6 011110<; ytVE1:at, cruv8E1:0<; d<; EK 
1tOAArov. Ol yap 1toAAot KUPWt dcrtv OUX 00<; EKa<J1:0<; aAAa 1ta.V1:E<;). 

Diese Passagen bieten zwei wichtige Informationen: 
1. Ihr Status als Bürger schützt die Athener vor staatlichen, von den Eü8uvat vor­

gesehenen Kontrollen. 

3 PSI XI 1215. 
4 Hdt. III 80-82. 
5 L. Rossetti, Le magistrature nell'Atene classica. Forme di cOlUrollo eforme di responsa­

bilitii, in: A. Giuliani, M. Picardi (Hg.), Il pubblico funzionario: model/i storici e comparativi I, 
Profili storici, in: L'educazione giuridica IV, Perugia 1981,3-42; J. Tolbert Roberts, Accoun­
tability in Athenian Government, Univ. of Wisconsin 1982, 5ff., 161ff.; Musti, Demokratia (0. 
Anm. 1) 7. Fr.: H rnblower. ISlituz.;oll; tlel1locrllliche (0. Anm. 1 37ft'. 

6 Aeschin., C. Clesiph. 22: avu1tEi)9uvov Se Kai &~ii'fT)'ov Kat UW#l'tacr'tOv OUOEV ecrn 
'(mv EV 'tn 1t(lAEI: Ari. rol.. Pol. rn 1 272a: "t0 "{np cXvu1tEu9uvov Kat 't0 oux ~iou IlEtSOV ecr'tl 
YEpa~ 'file; a~i(l(; [K'tA.J. Vgl. Plat., Leg. 875a-c. 

7 ArUot., Pol. IV 1292a. 
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2. Individuell darf kein Bürger KUPW<;, d. h. entscheidungsbefugt oder Inhaber 
politischer Macht sein. Die Souveränität beruht nur auf der Gesamtheit der Bürger­
schaft. 

Ich habe hier Wohlbekanntes vorgetragen, um zwei Grundsätze zu betonen: Die 
Befreiung von der Rechenschaftspflicht war gleichbedeutend mit Herrschaft, und 
folglich waren nur Teilnehmer an der Volksversammlung (EKKA:rlO'luO"tut) und Rich­
ter in den Volks gerichtshöfen (OtKUO"tUt) nicht rechenschaftspflichtig. Hingegen war 
die persönliche Verantwortlichkeit das Strukturelement jeder im öffentlichen Dienst 
ausgeübten Tätigkeit. Der Unterschied liegt in der Art der Teilnahme, die in der Ek­
klesia unmittelbar war, für die Beamten aber eine formale Bestellung, eine Abstim­
mung durch Los, manchmal durch Wahl, verlangte. 

Die Souveränität des Demos und die Unabhängigkeit der Ekklesia von staatlichen 
Prüfungsformen verleihen also der Volksversammlung und ihren Teilnehmern eine 
Art Immunität. Daraus geht die vollständige Entscheidungsautonomie der Volksver­
sammlung hervor, so daß die abstimmenden Bürger (d. h. die EKKAT]O'taO"tut) fähig 
sind, wirkungsvoll und ohne jede Einschränkung ihre Funktionen auszuüben. 

Verständlich werden damit das Prinzip der Unverantwortlichkeit, d. h. der Immu­
nität, und das der persönlichen Verantwortung in den Beziehungen zwischen Ämtern 
(apxut), Volksversammlung (EKKAT]O'tU) und Volksgerichtshof (llAtutu 'tcov OtKUO'­
'tT]ptmv). Hingegen ist die Wirkung dieses Immunitätsprinzips der Ekklesia unklar in 
den inneren Verhältnissen, so daß wir noch einmal die kollektive Tätigkeit der Bürger 
mit deren Eigeninitiativen vergleichen wollen. Man muß nämlich die Bürger, die in 
der Ekklesia nur ihr Stimmrecht ausübten, von denen unterscheiden, die sich zu Wort 
melden, um Anträge zu stellen und/oder um an der Debatte teilzunehmen. Deswegen 
scheint es angebracht zu sein, einige Überlegungen auf jene Formen zu richten, die 
individuell sowie kollektiv die Bürger in den Entscheidungsprozeß miteinbezogen. 

Ein Volksbeschluß entstand in der Ekklesia aus einzelnen Vorschlägen durch Dia­
log zwischen Bürger und Gemeinschaft8, wobei die Verfahrensform es erlaubt, drei 
verschiedene Stufen festzustellen: 

1. Die Volksversammlung faßte ihre Entscheidung durch Abstimmung, welche die 
Stimme aller anwesenden Besucher forderte, deren Tätigkeit aber namenlos blieb. 

2. In Bezug auf die Eigeninitiative wurden die Vorschläge von einzelnen Bürgern 
dargelegt. Dabei behielten der ursprüngliche Antrag und eventuelle Abänderungen 
den Name des oder der Vorschlagenden. 

3. Für jeden Volksbeschluß war die vorhergehende Beurteilung des Antrags durch 
den Rat (repoßouAEUf-lU) ein konstitutives Element. Nach Aristoteles9 durfte nichts 
ohne Stellungnahme der ßOUAl] (OUOEV arepoßouAE'U'tOV) zur Entscheidung vorgelegt 
werden. Ein Volksbeschluß ist also die kollektive Ratifizierung eines individuellen 
Antrages nach der Vorlage und Stellungnahme des Rates. 

8 Vgl. M. H. Hansen, Initiative and Decision: the Separation of Powers in Fourth-Century 
Athens, GRBS 22 (1981) 345-370; J. M. Bertrand, Formes des discours politiques: decrets des 
cites grecques et correspondence des rois hellenistiques, in: Cl. Nico1et (Hg.), Du pouvoir dans 
l'antiqllite: 1II0 l S er re(1lilt!s , Geneve 1990 (Cahiers du Centre Glotz 16), 101-115. 

9 Ari~ LOt. , Ar". Pol. 45, 4. 
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Aufgrund dieser drei Etappen und ihrer Beziehungen betreffen die Schlußfolge­
rungen, die ich ziehen möchte, das Verhältnis der kollektiven Instanz (EKKAllcrtU) zur 
individuellen Initiative (Antrag und Debatte in der EKKAllcrtU), ohne dabei die Ver­
mittlerrolle des Rates, d. h. des repräsentativen Organs, zu übersehen. Dabei stehen 
zwei Probleme im Vordergrund: 

die Frage der möglichen Übereinstimmungen oder Diskrepanzen zwischen Aus­
übung der Volkssouveränität und dem Recht der freien Rede für jeden Bürger; 

die Frage der Kontrollmechanismen einer Demokratie und ihrer Ziele, einerseits 
hinsichtlich der individuellen Tätigkeit, andererseits bezüglich der kollektiven Be­
schlüsse. 

1. Bei dem Verfahren der Ekklesia ist es zunächst notwendig, das Ausmaß festzu­
stellen, wie weit sich die Athener bewußt waren, daß ihre beschließende Versamm­
lung die Kompetenz hatte, alles, was an dieser Stelle vorgeschlagen und erörtert 
wurde, in allgemeingültige, alle Bürger bindende Normen umzusetzen. 

Als konstitutionelles Organ mußte dann die Ekklesia Eigenschaften besitzen, die 
sie zu einer politischen Versammlung machten und gleichzeitig die gesetzliche Ord­
nung garantierten. Sie betrafen sowohl Berufungs- und Durchführungsmodalitäten 
wie auch die Regeln über Zeitpunkt, Häufigkeit und Ort der Sitzungen 10. Eigenmäch­
tige Einberufung der Ekklesia durch Privatpersonen war untersagt. 'EKKAllcrtm muß­
ten nämlich von den rep'\l'tUVEt<; einberufen und vom E7ncrTaTll<; zusammen mit den 
repOEÖpot geleitet werden. Eine feste Zahl von Sitzungen fanden innerhalb eines be­
stimmten Zeitraums, an einem eigenen Platz - meistens auf der Pnyx - statt; nur 
gelegentlich wurden andere Plätze gewählt, so z. B. das Dionysos-Theater, wenn der 
Gott gefeiert werden sollte. 

Diese Dinge sind wohl bekannt; dennoch verdienen sie hier Aufmerksamkeit, weil 
man in der Anwendung dieser Regeln die Form einer Selbstkontrolle sehen kann, die 
die Grenzen einer politisch berechtigten Volksversammlung bestimmt. Nur in der von 
der Demokratie zu diesem Zweck geschaffenen Lokalität, durch regelmäßige Termine 
und unter Einhaltung bestimmter Einberufungs- und Vorsitzmodalitäten durften die 
Sitzungen stattfinden und Rechtsgültigkeit erhalten. 

Die Prozeduren der Einberufung und der Durchführung definieren die Lokalität, 
wo der Demos seine entscheidende und gesetzgebende Gewalt ausübt. Gleichzeitig 
grenzen sie auch den Raum ein, wo die Bürger individuell wirken dürfen. An diesem 
Platz und nicht anderswo dürfen die Bürger ihre Anträge stellen und darüber debattie­
ren. Dabei sind zwei besondere Charakteristika hervorzuheben: 

10 Berufungs- und Durchführungsmodalitäten: Aristot., Ath. Pol. 43, 3--4; Aeschin., De 
falsa legat. 60-61. Häufigkeit der Sitzungen: Aristot. ibid.; Aeschin. ibid. (aber auch weitere 
Anführungen aus den Reden des 4. Jh.). Ausführliche Behand lung bei Hansen, Ath. Assembl)' 
(0. Anm. 1) 19ff.; P. J. Rhodes, The Athcn.ian Boule, Oxfmd 2 1985,21-23,25-27,55, 2 10IT.; 
G. Daverio Rocchi, Citta-stato e stat; federali della Grecia classica, Milano 1993, 258ff. Die­
sen Regelungen muß man die in bestimmten Fällen festgesetzte Mindestzahl von abgegebenen 
Stimmen (Quorum) hinzufügen. Eine andere entgegengesetzte Erklärung des Quorum und sei­
ner Funktion bei Hansen, Ath. Assembly 14ff.; Ph. Gauthier, Quorum et participation civique 
dans les democracies grecques, in: Du pouvoir dans l'antiquite (0. Anm. 8) 73-99. 
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a. in einem wesentlich kollektiven Staatsorgan, oder besser: vor der Gesamtheit al­
ler vollberechtigen Mitbürger können die einzelnen ihre Beiträge zum Entschei­
dungsprozeß leisten; 

b. ein Volks beschluß erweist sich immer als Ergebnis (Ratifizierung) individueller 
Anträge. 

Ein neuer Antrag darf nur im institutionellen Bereich (der Ekklesia) an den für die 
Sitzungen festgesetzten Terminen vorgestellt werden. Die Staats verfassung zeigt, wo 
und wann der Bürger sein Rederecht anwenden durfte. 

Die daran anschließende Frage ist: Auf welche Weise durfte der Bürger reden? Die 
Eigeninitiative entsteht aus der Befugnis, das Rederecht auszuüben, was in Athen der 
Begriffsinhalt von l<J1lYopia war. Darüber hat K. Raaflaub 11 viel Nützliches ge­
schrieben; deshalb werde ich hier auf diesen Begriff nicht zurückkommen. Ich be­
schränke mich darauf, zu betonen, daß in Bezug auf die öffentliche Debatte die 
Gleichheit des Rederechts im wesentlichen das gleiche Recht, einen Antrag stellen zu 
dürfen, und schließlich die Freiheit jedes Bürgers zur Antragsstellung bedeutete. Be­
sonders sei der nichtprofessionelle Charakter einer Antragstellung hinzugefügt, denn 
sie war mit unterschiedlichen objektiven wie auch subjektiven Umständen zwangsläu­
fig verknüpft: Sitzungstermine, festgesetzte Tagesordnung, Absicht oder Verhinde­
rung einer Teilnahme. 

2. Allerdings stellt sich auch heraus, daß in der Praxis einer AntTagstellung die 
Vorschlagenden verschiedenen Kontrollen unterworfen wurden, die vor, während und 
nach ihrem Vorschlag wirkten. Einige Zeugnisse nämlich beweisen, daß die Redner in 
der Volksversammlung Überprüfungen unterlagen. 

Zwei Passagen, die eine bei Aischines, die andere bei Demosthenes, erwähnen eine 
Überprüfung der Sprecher vor der Volksversammlung (boKtllaata 'trov Pll'topwv)12. 
Aischines zählt eine Reihe von Hindernissen und gesetzlichen Einschränkungen auf, 
die einem verbieten, sich in der Ekklesia zu Wort zu melden: 

wenn der Bürger sich geweigert hatte, seinen Eltern Unterkunft und Verpflegung 
zu geben; 

wenn er sie verprügelt hatte; 
wenn er ihr Erbe vergeudet hatte; 
wenn er den Militärdienst nicht abgeleistet hatte oder feig auf dem Schlachtfeld 

gewesen war. 
Demosthenes 13 nennt Verfehlungen, die den von Aischines genannten Hindernis­

sen entsprechen. Wir bemerken, daß die Bestimmungen der bOKlllaaia. toov Pll'topwv 
teils gleich, teils verschieden und schwerer sind als die für die Beamten, und, daß sie 
sowohl auf den moralischen Ruf als auch auf das Privatleben des Bürgers zielenl4. 

11 K. Raaflaub, De.l'jreien Bürge}'s Rechl der/reim Rede. Ei" LJeilmg zur ßeg/'ijJs- lIIld So­
zialgt.\' hi 'Iue der a'helli.~che" Demokralie, in: W. Eck, H. Gal terer H. Wolff (Hgg.), Studien 
zu/'wlliken Sozialgeschichte, F s l~chrin F. Villinghoff, Köln Wien 1980,7-57. 

12 Ae. chin. , .. Tim. 27-31' Dem., C. Arulror. 32- 34. Vgl. ZUIl1 MiliitirdienSI auch den Ge­
genstand der Rede . TheOlll/l '.I'tos des Lysias. 

13 Dem., C. Andrul. 32- 34. 
14 Vgl. über das Verfahren der 8oKI~Hxcria 1:&v PTJ1:o(>wv A. R. W. Harrison, The UM 0/ 

Athens H. Procedure, Oxrord 1971,204-205; D. M. McDowcll, The Law in Classical AlhclIs. 
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In der Folge führt Aischines15 die Gesetze über das korrekte Verhalten der Redner 
in der V lk versammlung, die VOIlOl 1tEPl 'tTl<; EU Korrl-\ ia<; 'twv Pll'topwv an. Diese 
Gesetze sind nicht mit der von All s1oteles16 angesprochenen Aufrechlerhaltung von 
Ruhe und Ordnung während der Volksversammlung durch die 1tPOdlPOl zu verwech-
ein. Hingegen wurde die El)KocrllLcr 't&v pll't6pet)v durch Gesetze geregelt. Sie ver­

langte von den Rednern die Ben hlllng von Rege ln, die ihr Verhalten auf dem ßTlllcr 
(dem Redners tein) 17 betraf. Es war ihnen untersagt: 

außerhalb der Themen der TagesOl'dung zu reden; 
Themen zu vermischen, oder dasselbe zweimal darzulegen; 
zu beschimpfen; 
sich außerhalb des Rednersteins zu Wort zu melden; 
den Vorsitzenden zu stören. 
Bei Übertretung sah das Gesetz Strafen vor. 
Schließlich war nur unbescholtenen Bürgern die Anwendung des Rederechts er­

laubt. An derselben Stelle behauptet Aischines 18 sogar: Ist ein Bürger in seinem Pri­
vatleben unfähig oder unmoralisch, so wird er sich dementsprechend auch im öffentli­
chen Bereich verhalten. 

Auf diese Weise gestaltete man die Rechtslage, um den skrupellosen Bürgern Zu­
tritt zum Rednerstein zu verbieten, aber auch, besonders im 4. Jh., um Politiker am 
Mißbrauch des Rederechts zu hindern. Aischines betont gerade in dieser Rede den 
Unterschied zwischen Pll'toPE<; und UhW'tcrl, wobei die erstgenannten, wie M. Hansen 
überzeugend erklärte, die Politiker zu verstehen sind. Deswegen meint er, daß die vo­
I-\0t 1tEpt 't11<; EUKOcr~l (cr <; . &v Pl1 'tOpwv nicht das Verhalten der Uh&1:at, sondern pri­
mär die politisch engaoierten Bürger überwacht haben 19. Tatsächlich behauptet Ai ­
schines20 in einer weiteren Passage dieser Rede, daß der vOIlO<; das Verhalten der Po­
litiker und nicht das der Privatleute überwache; aber es sei darauf hingewiesen, daß 
di Bemerkung hier die ge amte Geselzgebung der Ath ner im Auge hat, nicht nur die 
V6~LOI 'trov Pll'topwv . Hingege n glaube ich , daß djc VO~101 m:pl T~<; E\'>Ko(J~lla<; T&V 
p11'r6pwv alle R dner unters hied los belreffen21. 

S 'hließli h war der wichti gste ChUlz v r Mißbrauch des Rederechis die ypa.q>ll 
1tcrPcrvollwV, und wir wissen, daß diese Klage wegen Gesetzwidrigkeit formell sowie 
substantiell sein konnte . Sie richtete sich nicht nur gegen einen etwaigen gesetzwidri­
gen Inhalt, sondern auch gegen ein etwaiges gesetzwidriges Verfahren bei der An-

Ithaca/New York 1978, 174ff.; Rossetti, Magislralure (0. Anm. 5) 30ff.; Hansen, Athen. As­
sembi)' o. Anm. I) I J 7' Ober, Mas,\' t/lld Elite CO. Anm. I) I 1 Orf. Nach AriSlolelc. (Alh. Pol. 
55,3) !ioll te lIuch die a OK Lf.\(lOla b i den äpxov't~ UberpJ'Ufcll , ob sie rur iluc Eltern 'orge g"­
tragen hallen. Vg l. A. Maffi, Le;: ;s{az;oIlCl CI rClloricC/ delta GI'Cldo class;ca, in: U. Mauioli 
(Hg.), Sellel'lll.l'. La vec 'l!ia;o lIe/lI/olldlJ elas.\·; () l. GI' d a, Bol gnn 19 5,265- 275. 

' 5 Ae chin. . Tim. 3 35. 
16 Aristot. , Ath. Pol. 44, 3: 01 OE .. . tl)t; 't' ellKOcrf.\lcXt; ElttflEAoUV'tUt. 
17 S. unten S. 57ff. 
18 Aeschin ., C. Tim. 31. 
19 Vgl. H<111 en, Alllen. Assembly (0. Anm. 1) 49ff. und 117ff. 
20 Aeschin ., C. Till/ . 195. 
21 VgJ. Ober, Mass anc/ Elite (0. Anm. 1) 11Of. , leI' den von M. H. Hanscll vorgeschlage­

nen Unterschied zwischen Ml'toPEt; (Politiker) und loliiitat (plivQie Bürger) ablehnt. 
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tragsstellung. Jeder Bürger konnte die Anklage in der Volksversammlung oder im Rat 
gegen den Antragsteller erheben, den er für den gesetzwidrigen Vorschlag verant­
wortlich hielt, und keine Zeitgrenze beschränkte seine Initiative. Im Grunde dauerte 
das Recht, einen AnLragslell.er wegen Gesetzwidrigkeit anzuklagen, unbegrenz.t fort. 
Durch ÖOKt~laO'(a, V6~LOll1€pl 'ti1~ €UKOO'~l(a<; und Paranomie-Klage unter. tehen also 
die Rhetores einer Reihe von permanenten Kontrollen. 

3. Die e Maßnahmen rlauben a.uch. die in der kklesia be tehenden Beziehunoen 
zwi ehen Individuum und G samtvolk zu erklären. Am Anfang meiner Darlegungen 
habe ich über die Unverantwonlichkcit der bI:K'AllO' laO''tcd ge. prochen (die Bürger 
ind, nach dem aristotelischen Ausdruck22 clVU7t€uSuvol). J lzt oll der wichtig ' r 

Aspekt dieser UnveranlworLlichkeit belrachtet werden. Oi in der Ekkle ia ver­
sammelten Bürger konnten nicht für ihre Billigung rechtswidriger Anträge bestraft 
werden. Es ist folglich festzuhalten, daß der Redner (pll't(üp) und der Teilnehmer an 
der Volksversammlung (fKKAllcnuO''tll~) zwei verschiedenartige Rechtssubjekte sind, 
und daß die individuelle Verantwortung des Antragstellers von der kollektiven Immu­
nität der Ekklesia getrennt werden muß. 

Die beim Zutritt zur Rednertribüne angewandte Vorgangs weise zeigt eine ähnliche 
Differenzierung zwischen Redner und Teilnehmer an der Volksversammlung. 

a. Der Redner durfte sich zu Wort melden nach vorheriger Genehmigung, die sich 
in der Aufforderung des Herolds äußerte: "Wer wünscht zu sprechen?", "Wer will 
sprechen?" Cti~ ayopEU€tV ßOUAE'tat). Diesem entspricht der ebensooft in den Reden 
des 4. Jh, zitierte Hinweis: ,,0 ßOUA6~EVO~"23. Man führt häufig diesen Ausdruck an, 
um die Freiwilligkeit der Antraginitiative zu betonen, zugleich aber bezeichnet er die 
individuelle Verantwortung; denn nur der Heroldruf berechtigt die Anwendung des 
Rederechts. Es geht dabei um die praktische Verwirklichung der iallyopiu, die recht­
lich bestätigt wird. 

b. Um seinen Antrag zu stellen, stand der Redner auf dem ßi1~u und trug einen 
Myrtenkranz (wie auch bei gewissen Gelegenheiten die Beamten). Es handelt sich um 
ein Ritual, das die Feierlichke il wie auch cl n öffentlich n hHrakter einer Antragin­
iliative kundgibt. Jedoch schalTL das ßi'I~!a auch ei ne g wis!;e Distanz von der -bell , 
wo die Besucher versammelt sind. In diesem Zusammenhang sei erwähnt, daß eine 
von den v6~ot l1€P1. 'ti1~ EUKOO'~iu~ 'tmv pr\1:6pO)v vorgesehene Strafe denjenigen Bür­
ger trifft, der sich zu Wort meldet, ohne den Rednerstein bestiegen zu haben. Das 
ganze Verfahren scheint von einer Art Bühnenausstattung eingerahmt zu sein. Es 
handelt sich wohl weniger um eine szenische Funktion, sondern eher um die Organi­
sation des Raumes aufgrund seiner verschiedenen Rollen: auf dem Pnyx-Platz befin­
den sich die fKKAllO'tuO"tul avu7t€u8uvot mit der Aufgabe, den Vorschlag zu be­
schliessen; auf dem ßil~u der für seinen Antrag verantwortliche Pll'tO)p. 

Diese Polarität wird in der schriftlichen Fa sung des Volksbeschlusses wiederge­
geben, wobei der Wortlaut die TI' nnung zwisch n dem Redner (0 OElVO: tll1 ) und 

22 Vgl. o. Anm. 7. 
23 S. etwa A s hin., C. Tim. 27,32; C. elesipl!. 220. 
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den beschließenden Organen (E8o~E 1:n ßOUAll 1<0:1.1:0 8lj).Hp) enthält24. Das hängt mit 
dem Verfahren in der Ekklesia zusammmen, wo der Antrag mündlich vorgetragen 
und die endgültige Entscheidung schriftlich veröffentlicht wurde . Darüber hinaus 
bleiben im Volksbeschluß Antrag und eventuelle Abänderung auch von der Sanktion 
getrennt, wobei der Antrag jeweils mit dem Namen des An trag, tellers eingeleitet 
wird. Wesent lich ist: Der aurgekeichnete BeschLuß be tätigt, daß Antrag eine einzel­
nen und kollektiver Beschluß nicht gleichbedeutend sind. 

Das alles gibt Anlaß die imrropio: als legale Kateg rie von der 1001'YOpic>: als intel­
lektueller Kategorie zu tr Ilnen. Als intellektuelle Kategorie schließt die icrTryOpio: die 
Begriffe von Redefreiheit und Freiwilligkeit der Antraginitiati ein. Dligegen unter­
liegt di legale l<m'YOPlO: das Recht zur Rede und zum Antrag, ein r R ih von Kon­
trollen, die ihre Anwendung regeln. 

Durch da ganze Verfahren hegreifen wir die ge etzliche Rolle eines Antragstel­
lers. Die Überprlifu.ng der Redner (OOlcqlo:crto:) und die gesetzlich fixierfe EUKocrllto: 
1:mv P111:0P(OV, die ihr slClfltsbiirgerliches und moralische Verhallen üb rwachen, ga­
rantierten die Qualität der Debatte; die YPO:(Pl'l 7tO:PO:VO~l(oV verhängte Siraf n gegen 
Redner, die rechtswidrige Anträge gestellt hatten. Damit schützte sich der Staat we­
sentlich vor der öffentlichen Einflußnahme unwürdiger Bürger oder schlechter Politi­
ker. Das stimmt mit den verschiedenen Sicherheitskontrollen und Überprüfungsver­
fahren überein, die für die gesamte unmittelbare Demokratie charakteristisch sind. 
Deswegen kann ich C. Hignells Ansicht nicht zusLimmen, daß die pliwpl::<; völlig uo­
kontrolliert gewirkt hälten, bi die 'YPO:IPl' ncxpexvo~l(oV gegen den Mißbrauch de Re­
derechts cingefiihrl wurdc25 , Ae hi nes' Zuschreibun~ der ÖOKlIlO:Cf!c( an den 
vO~lei't11<;26 (wahrscheinlich Solon), sagt nichts zugullsten einer echt solonischen Ur­
heber chan au , dennoch dürfte sie ein relaliv hoh s Alter beweisen, Sicher ist sie zu­
. ammen mi t den VO~lOI ltf.Pl. nie; EU1<OCfI1IO:<; älter als die Anklage wegen recht 'widri­
gen Antrag '. Meiner Meinung nach war 11 vor Einfi.ilu·ung der YP(t(P~ 1t'exPO:VOllw\l die 
ÖOK11l0:crtex und V<>!lOI 1tl::pl ... ~e; EU1<OCfIlLex<; tmv p11'topmv die einzigen den (1)1:0PES 
auferlegten Kontrollen 27. 

24 Nützliche Hinweise zur Komplementarität zwischen AntragsteIlung, Beschluß und seine 
schriftliche Fassung bei A. S. Henry, The Prescript 0/ Athellian Decree, Mnemosyne Suppl. 49, 
1977, 49ff.; J. Bingen, Preambule et promoteurs, in: Hommages aC. Preaux, Bruxelles 1975, 
470-479; F. X. Druet, Le preambule des deC/'ets attiques, RBPh 49 (1971) 73-83; Bertrand, 
Discours polifiqlles (0. Anm. 8) 1.04ff. 

25 Vgl. C. I-lignett, A Histo(\, Oj' file Athenian Constitution 10 the End 0/ the Fifth Century 
B.C., Oxford 21962, 263 f. 

26 Aesch., C. Tim. 27: 6 vOil09E1:W; OtaPPl,OTjV an:eoEl~Ev o\)S XPl] OTjilTjYOPEtV KUl o\)S 06 
AEYEtV EV 'tcp SiJilCfl ... 

27 Wir wissen nicht, wann die OOKtllucrtU 'tmv PTj'topwv zum ersten Mal angewendet 
wurde. Die Einführung der YPU!jll] n:UPUVOIlWV ist auch unbekannt. Die ersten Zeugnisse ihrer 
Anwendung gehen ins Jahr 415 v. Chr. zurück. Vgl. And., De Myst. 17; Plut., Mol'. 833 D und 
Antiph., Fr. 8-14. Die Modemen schlagen mehrere Lösungen in der Zeitspanne zwischen 462/1 
(der sogenannten "Revolution" des Ephialtes) und dem Jahre der ersten bekannten Prozesse 
vor. Die von U. von Wilamowitz-Moellendorff und U. Kahrstedt vorgeschlagenen Daten wer­
den heute nicht mehr akzeptiert. Der erste hatte Solon die YPU!jll] n:upavo).l.wv zugeschrieben; 
nach Kahrstedt wurde die Paranomie-Klage nicht vor 403 v. Chr. eingeführt. Vgl. U. von Wi­
lamowitz-Moellendorff, Aristoteles und Athen 11, Berlin 1893, 193f.; U. Kahrstedt, Studien zum 
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Wenn es korrekt ist, das Ende des Ostraki 010 ' mit den er ten Zeugni sen über d ie 
ypaq>l] Jtapo: v6~I(J)v zu verbinden28 , dann mi1. sen wir annehmen, d.Iß die Paranomie­
Klage etwas Andersartiges ersetzte, um sowohl das politische Leben zu kontrollieren 
als auch politischen Widerstand zu entfernen; eine politische Wirkungskraft hatte sie 
nämlich, die von ÖOK11 . .Lacria und V6~Ol JtEPl 'tTi~ EUKOcr~i(X(; nicht erfaßt wurde. 

Aufgrund der oben betrachteten Angaben läßt sich das Verhältnis des Individuums 
zur Gemeinschaft als eine asymmetrische bipolare Beziehung bezeichnen. Ich spreche 
von Bipolarität, weil es keinen Rhetor ohne die Volksversammlung gibt, und von 
Asymmetrie wegen der unterschiedlichen Verantwortlichkeit vom beantragenden und 
vom abstimmenden Bürger in der Volksversammlung. Aber wenn man die pf)'tOPE~ 
als Träger einer öffentlichen Funktion ansieht, ergibt sich daraus, daß sie mit den 
Amtsträgern g lei.chwerLig sind. Dennoch sollten sie nach Aristoteles' Aurfll sung re­
chcnschaftsp[lichtig sein29. Zugleich muß man festhalten, daß sie dank ihrer unmit­
telbaren Tätigkeit mit solchen Bürgern, die durch Abstimmung ein Amt erhielten, 
nicht vergleichbar sind. Das erklärt, aus welchem Grund sie nicht der Rechenschafts­
pflicht gegenüber den E\18uvm unterworfen waren. 

Trotzdem dürften die pf)'tOPE~ über einen breiteren Spielraum verfügt haben, weil 
sie keiner der Beschränkungen unterworfen waren, die die Beamten betrafen. Dabei 
ist insbesondere an das Verb t der lteraLion und der Kumulation, wie auch an die jähr­
liche Rotation von Ämtcl11 gedacht. In der Tat dltrften die Bürger in jeder Sitzung ihr 
Rederecht in Anspruch nehmen. Außerdem war die Zahl der Antragstellungen nicht 
begrenzt. Als die Entwicklungen des politischen Alltags rechtlich wirksamere Maß­
nahmen gegen die Antragsteller erforderten, bestand die Lösung darin, dem Demos, 
der die richterliche Gewalt bekleidete, den Auftrag zu geben, die Anträge zu kontrol­
lieren, mit Befugnis, Anklagen wegen rechtswidriger Anträge zu erheben. 

Die dritte wirksame Kontrolle im Entstehungsprozeß eines Volksbeschlusses ent­
hält die JtPOßOUAEU(H~, die notwendige Stellungnahme des Rates30. Infolgedessen 
unterliegt der Antrag damit einer weiteren Kontrolle. Nach Prüfung des Antragstellers 
in der EKKAYjcria kontrolliert der Rat durch die 1tPOßOUAEU()t~, den Inhalt eines An­
trags. Dies ist, wie wir wissen, die entscheidende Stufe in der Entstehung des Volks­
beschlusses. Wenn der Antrag keine Empfehlung der ßouAf) erhält, darf man gegen 
den Antragsteller die Anklage wegen Gesetzwidrigkeit seines Antrages richten. 

öffentlichen Recht Athen.~ I, Stuttgart u. Berlin 1934, 128. Ausführliche Betrachtung dieses Ge­
genstandes bei: Hignett, CO/lstitution (0. Anm. 25) 263ff.; H. J. Wolff, "Normenkontrolle" und 
Gesetzesbegriff in der attischen Demokratie, SHAW H, 1970, 15-22; M. H. Hansen, The 
Sovereign/)' of the People 's Court in Athen.~ i/l the Fourth Century B.C. and the Public Action 
against Uncollstitutional Proposals, Copenhagen 1974 (mit Verzeichnis der Prozesse) ; 
McDowell, Law (0. Anm. 14) SOff.; Rhodes, Commelllary (0 . Anm. 1) 315f.; Bleicken, Atheni­
sche Demokr(ltie (0. Anm. 1) 146,287; Tolberts Rohcl'ls. i\ccO/l/1tability (0. Anm. 5) 153ff. 

28 So Hignett , ol/sritutio/l (0. Anm. 25) 263ft'. Da 'cgen s. die von Tolbert Roberts, 
Accoullw/)ifity (0 . Anm. 5) 153fr. dargel glell Einwiinde. 

29 Aristol. , Pol. IV 1292a. iche o. S. 52 mi t "nm. 6. 
30 Die Prozedur der 1tPOßOUAEUcrtC; hat große Aufmerksamkeit der Forschung gefunden. 

Deshalb werde ich das Thema hier nicht weiter betrachten, da ich vor kurzem die Hauptfragen 
und die diesbezügliche Bibliographie in Citta-stato e stati f ederali della Gl'ecia classica (0 . 
Anm. 10) 262f., 438f. dargelegt habe. 
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Zusammmenfassend sollen in dem politischen Entstehungsprozeß eines Volksbe­
schlusses zwei komplementäre, aber antithetische Ebenen betrachtet werden: 

1. Die kollektive Ebene: die Ekklesia übt die souveräne Gewalt aus (011110<; 6 
KUPW<;), und dies ist mit jeder Kontrollform unvereinbar. Gleichzeitig verhindern je­
doch die Bestimmungen über Zutritt, Termin und Vorsitz, daß sich die Ekklesia zu ei­
nem unkontrollierten Auflauf der Masse (d. h. 1:0 1tA1180<;) verwandelt. 

2. Die individuelle Ebene der Antragsteller, wobei der Bürger seine Tätigkeit ver­
antworten muß. Daraus entsteht die doppelte Kontrollform: Die Überprüfung der per­
sönlichen Qualifikation des Antragstellers (durch die OOKlll(Wta 1:rov Pll1:0PWV und 
durch die VOIlOl1tEpt 1:11<; EUKoeJllta<;) und die Überprüfung der sachlichen Qualität des 
Antrages (durch die 1tPOßOUAE'Uat<;). 

Zweck dieser Regelungen ist es , die individuelle politische Tätigkeit gemäß den 
Normen und der Praxis zu lenken, die der Staat zur Antragstellung eingerichtet hat. 
Auf dieser Ebene soll sich die demokratische Redefreiheit mit der politischen Ver­
antwortung verbinden. Deutlich sichtbar sind jetzt insgesamt die unterschiedlichen 
Rollen für den Bürger, als Individuum und als Mitglied der kollektiven Gesamtheit 
anhand verschiedener Kompetenzbereiche und differenzierter Verantwortlichkeit 
durch kollektive Straflosigkeit (Immunität) der abstimmenden Volksversammlung 
und persönliche, auch nachträgliche Verantwortung des Antragstellers. 

Wir stellen also fest: Die Verantwortung für die Antragstellung endet nicht nach 
der Ratifizierung durch die zuständigen Organe, den Rat und die Volksversammlung; 
die persönliche Verantwortung wird auch nicht durch eine zustimmende Stellung­
nahme des Rates aufgehoben; die Ekklesie ist nicht verantwortlich für ihre Be­
schlüsse. Diese Bipolarität, die aus dem Entstehungsprozeß des Volksbeschlusses 
hervorgeht, wird auch von dem räumlichen und zeitlichen Ablauf so wie von der 
schriftlichen Fassung des Beschlusses widergespiegelt. Die Dualismen: Tätigkeit auf 
dem ß11lla/auf der I1vuS, mündlicher Antrag/schriftlicher Beschluß, Vorschlag/1tpo­
ßouAf.'Ulla, bilden deutlich sichtbare Zeichen des Unterschieds zwischen individueller 
und kollektiver Verantwortung. 

Zum Schluß sei bemerkt, daß diese Verfahrensweisen nicht dazu veranlassen sol­
len, an einen Bruch der Eintracht unter den Bürgern zu denken; es geht vielmehr um 
einen ständigen Dialog, der die einzelnen Bürger mit der Gesamtheit seiner Mitbürger 
verbindet. 
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